
Wegweisendes Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes:  
Kein Anspruch auf einen bestimmten Wildbestand – 
Schutzwaldsanierung 
(VGH München, Urteil v. 11.12.2017 – 19 N 14.1022) 
 
Im Dezember 2017 erging am Bayerischen Verwaltungsgerichtshof in München ein 
Urteil, das in seiner Eindeutigkeit bezüglich der Schalenwildbejagung im Wald, 
insbesondere im Schutzwald, nichts zu wünschen übrig lässt. Ein privater 
Waldbesitzer aus dem Landkreis Garmisch-Partenkirchen hat versucht, im Rahmen 
einer sogenannten Normenkontrollklage die Schonzeitverordnung für ungültig 
erklären zu lassen. 

Der Kläger, der mit unterschiedlichen, teils sich widersprechenden 
Argumentationslinien aus den Bereichen Naturschutz, Tierschutz und 
Eigentumsrecht seine hohen, einer Trophäenjagd dienenden Schalenwildbestände, 
allen voran an Gamswild, durchsetzen wollte (Rn 1 – 54) ist auf ganzer Linie 
gescheitert (eine schöne Zusammenstellung solcher teils grotesker 
„Argumentationslinien“ findet sich z. B. in Rn 31 und 34). 

Das Gericht stuft zwar den Kläger dieser Normenkontrollklage für nicht 
antragsberechtigt ein (Rn 55ff), verweist aber auch dezidiert darauf: „Der 
Normenkontrollantrag hätte - wäre er zulässig - auch in der Sache keinen Erfolg.“ (Rn 
92).  

Zweifelsfrei wurde die verordnete Schonzeitverkürzung zusammen mit der 
Schutzwaldsanierung als eine erforderliche Erhaltungsbewirtschaftung, gerade auch 
im Sinne der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie anerkannt. Insbesondere Natura-2000-
Gebiete würden demnach ohne die Schonzeitverkürzung erheblich beeinträchtigt 
werden, da der Schutzwald durch zu hohen Wildverbiss zerstört wird. (Rn. 141 ff).  

Auch weitere Vorwürfe, dass durch die Aufhebung der Schonzeitverordnung Natur- 
und Tierschutz verletzt werden, wurden wohlbegründet zurückgewiesen (Rn. 156-
158).  

Vielmehr wurde vom VGH festgestellt, dass „(...) die verordnete 
Schonzeitverkürzung, als ein Element der Schutzwaldsanierung für den Schutz des 
Bergwaldes geeignet und erforderlich (...)“ ist (Rn 159). 

Eine Revision des Urteils wurde nicht zugelassen. 

Der ÖJV Bayern e.V. begrüßt dieses Urteil und verweist auf die Verordnung über die 
Änderung der Jagdzeiten für Schalenwild in Sanierungsgebieten im 
Regierungsbezirk Oberbayern, die zum 21.02.2019 ausläuft. Die Regierung von 
Oberbayern wird dabei dringend gebeten, diese Verordnung zu verlängern. 

Im Folgenden sind zentrale Feststellungen des VGH unkommentiert zitiert, die die 
Argumentation des Gerichtes widerspiegeln. Die vollständige Version des Urteils 
kann im Internet eingesehen werden: 

http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2017-N-
146445   

ÖJV Bayern (Aug. 2018) 

 

http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2017-N-146445
http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2017-N-146445


Rn 31 + 34 Nachteilige 

Veränderungen, die der Kläger 

ins Feld führt. 

Alle Zitate sind kursiv geschrieben.  

Leitsätze: 

1. Abgesehen vom Verbissschutz-Anspruch besteht kein Anspruch auf einen 

bestimmten Wildbestand (Fortführung der bisherigen Rspr.). (Rn. 76) 

2. Die Aufhebung von Schonzeiten zur Ermöglichung/Unterstützung der 

Schutzwaldsanierung kann auf § 22 Abs. 1 Satz 3 BJagdG gestützt werden 

(Gründe der Landeskultur, Schutz vor übermäßigen Wildschäden, sonstiger 

besonderer Grund). (Rn. 94 – 104) 

3. Eine Abgrenzung des Geltungsbereichs einer jagdlichen Verordnung, die bei 

dem jeweiligen Abschuss die Feststellung erlaubt, dass der 

Jagdausübungsberechtigte und das angesprochene Wild im Geltungsbereich 

stehen, genügt dem Bestimmtheitserfordernis. (Rn. 105 – 112) 

4. Die Jagd auf Schalenwild ist in Natura-2000-Gebieten eine 

Gebietserhaltungsmaßnahme, die keiner Verträglichkeitsprüfung nach Art. 6 

Abs. 3 der FFH-Richtlinie bedarf, wenn sie die natürliche Verjüngung der 

standortgemäßen Baumarten im Wesentlichen ohne Schutzmaßnahmen 

ermöglicht und gewährleistet, dass es nicht zu Störungen kommt, die zu einer 

erheblichen Beeinträchtigung des Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele und 

den Schutzzweck maßgeblichen Bestimmungen führen können. (Rn. 120 – 126) 

5. Nach dem Ergebnis des Verfahrens (betreffend das Verordnungsteilgebiet 

Eschenlaine) erfüllen die Abschusspläne, die streitgegenständliche 

Verordnung und auch die zur Schutzwaldsanierung gehörenden 

nichtjagdlichen Maßnahmen, derentwegen die Schalenwild-Jagd der 

Beigeladenen (Körperschaft des öffentlichen Rechts mit der Aufgabe, den 

Staatsforst zu verwalten) stattfindet, die in Leitsatz 4 genannten 

Voraussetzungen für Gebietserhaltungsmaßnahmen. (Rn. 127 – 155) 

6. Verstöße gegen wasserrechtliche oder tierschutzrechtliche Bestimmungen 

sind ebenfalls nicht zu erkennen. (Rn. 156 – 158) 
…  
 
Tenor 
1. Der Normenkontrollantrag wird abgelehnt. 
2. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.  
3. …  
4. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

Zum Vortrag des Klägers 

 

Anschaulich findet sich die oftmals völlig verquere Argumentation des Klägers in Rn 

31 + 34:  

 
31 
Auch im hiesigen Normenkontrollverfahren hat der 
Antragsteller zunächst auf seine Ausführungen im 
ruhenden Verfahren 19 N 12.206 Bezug 
genommen. Demzufolge sei es auf seinen - 
teilweise auch außerhalb seines Eigenjagdreviers 
liegenden -Miteigentumsflächen und in seinem Eigenjagdbezirk zu einer Vielzahl 



nachteiliger Veränderungen gekommen, die auf die Rechtsverordnungen 
zurückzuführen seien. Hauptwildarten im Eigenjagdrevier sind nach seinen 
Ausführungen das Rotwild und das Gamswild. Es gebe auch größere Vorkommen an 
Auerwild und Birkwild. Außerdem seien Schneebzw. Felsenhuhn, Schneehase, 
Steinadler und verschiedene Arten von Nachtgreifvögeln heimisch. Es sei zu 
Änderungen im Wildbestand und dessen Wanderungsverhalten, in der Waldstruktur 
und -qualität sowie im von ihm zu leistenden Jagdaufwand gekommen. In den 
Randbereichen des Eigenjagdreviers hin zu den Sanierungsflächen der 
Rechtsverordnung sei seit Jahren eine Erhöhung des Wildbestands festzustellen, die 
auf die gezielte Vergrämung durch eine teilweise fast ganzjährige Bejagung der 
betroffenen Tierarten zurückzuführen sei. Das vergrämte Wild könne nur in das 
Eigenjagdrevier des Antragstellers fliehen. Die örtlichen Gegebenheiten stünden 
faktisch jeder anderen Fluchtrichtung entgegen. Durch den erhöhten Wildbestand sei 
ein erhöhter Verbiss festzustellen. Trotz aus seiner Sicht erfüllter behördlicher 
Abschusspläne habe die Meldung von Wildschadensfällen zugenommen. Einher 
gehe ein erhöhter Aufwand für die Waldpflege. Der steigende Jagddruck führe zu 
einem zunehmenden Verbiss. Bei richtiger Bejagung und Fütterung des Wildes in 
den Wintermonaten könne schädigender Verbiss auch ohne großflächige Hetz- oder 
Vergrämungsjagden weitgehend vermieden werden. Die auf der Grundlage der 
Verordnung betriebene Vergrämung löse Stress bei den Tieren aus und führe zu 
erhöhten Verbissraten. Dieser Entwicklung könne im Rahmen der geltenden 
Abschusspläne im Eigenjagdrevier des Antragstellers nicht ausreichend begegnet 
werden, was zu einer behördlichen Erhöhung der Abschussvorgaben und einem 
erhöhten Jagdausübungsaufwand führe. Die Wildbestände zeichneten sich durch 
eine erhöhte Nervosität und in der Folge schwierige Bejagbarkeit aus. Die 
angegriffene Rechtsverordnung zwinge den Antragsteller zu einer Intensivierung der 
Waldbewirtschaftung. Ab einer Höhenlage von 800 bis 1000 Höhenmetern sei für 
Privateigentümer eine extensive Bewirtschaftung vorzugswürdig. Ein wirtschaftlich 
handelnder Forstwirt sei im Hochgebirge im Rahmen einer extensiven 
Bewirtschaftung von Waldflächen auf einen bestimmten Wildbestand angewiesen, 
weil nur dieser Wildbestand durch Verbiss eine ebenso natürliche wie erforderliche 
Auslichtung des Baumbestands sicherstelle. Die Vergrämung und die daraus 
resultierende Dezimierung des Bestands bewirke einen zu geringen Wildbestand und 
verursache eine Fehlentwicklung des Waldes; es wachse verstärkt „falsches“, 
buschartiges und nicht verwertbares Krummholz auf. Gleichzeitig steige das 
Erosions- und Hochwasserrisiko. Wegen der zunehmenden Verbuschung und der 
einhergehenden zunehmenden Beschattung des Waldbodens gehe der 
Grasbewuchs zurück. Die Erneuerung der Humusabdeckung werde verringert und im 
Niederschlagsfall komme es zu einer erhöhten Bodenabschwemmung und Erosion. 
Eine geschlossene Grasdecke stelle in lichten Hochgebirgswäldern ein 
ernstzunehmendes Erosionshindernis dar. Der Wald als solcher sei für den 
Wasserrückhalt dagegen bedeutungslos. Die Veränderung des Pflanzenbestandes 
verändere die Lebensräume besonders geschützter Tierarten, wie etwa des 
Auerwilds. Als plumper Flieger bedürfe der Auerhahn eines lichten Baumbestands. 
Bei übermäßigem Bewuchs könne er ein Herannahen seiner Fressfeinde nicht mehr 
sicher und frühzeitig erkennen. Dicht bewaldete Bereiche seien für Auerhühner als 
Lebensraum ungeeignet, denn sie böten weder Nahrung noch Deckung. Wegen des 
Zuwachsens der mittleren und höheren Waldlagen weiche das Auerwild zunehmend 
in die höheren und höchsten Gebirgsregionen aus. Auerwild stehe 
artenschutzrechtlich als gefährdete Art auf der roten Liste und sein Erhalt sei von 
landeskultureller Bedeutung. Das Eigenjagdrevier des Antragstellers und Teilflächen 



im Sanierungsgebiet südlich des Heimgartens mit der Bezeichnung Eschenlaine 
seien als Vogelschutzgebiet und FFH-Flächen kartiert. Die kartierten Flächen 
verlören durch die verfolgten Zielsetzungen der Verordnung an Werthaltigkeit und 
Vitalität bzw. würden gezielt geschädigt und zerstört. Im Eigenjagdrevier des 
Antragstellers befänden sich Aufzucht- und Beutereviere von Adlern mit Baum- und 
Felshorsten. Durch den zunehmenden Bewuchs verliere der Adler Jagdraum und 
müsse zunehmend in höchste, noch nicht ganz zugewachsene Höhenlagen 
ausweichen. Mit dem reduzierten Wildbestand werde dem Adler, der für die Aufzucht 
eines Jungtieres durchschnittlich ca. 50 bis 60 Gamskitze benötige, die 
Nahrungsgrundlage entzogen. Nach der Rechtsauffassung des Antragstellers sind 
die Voraussetzungen für den Erlass der Rechtsverordnung nicht gegeben. In der 
Verordnung werde nicht konkretisiert, auf welche besonderen Gründe sie gestützt 
werde. Begrifflichkeiten wie Sanierungsbzw. Gefährdungsgebiet erlaubten keinen 
ausreichenden Rückschluss auf den Verordnungszweck. Die Unterscheidung 
zwischen Sanierungsgebieten und Gefährdungsgebieten sei nicht nachvollziehbar. 
Wildschäden könnten den Erlass nicht rechtfertigen, denn sie müssten übermäßig 
vorliegen. Belege hierfür gebe es nicht. Die Verordnung diene auch nicht der 
Landeskultur, denn diese bestehe nicht lediglich im Schutzwald. Hierzu gehörten 
auch hochgebirgstypische Biotopflächen und extensiv bewirtschaftete Bergwälder. 
Eine dokumentierte Beteiligung der zuständigen Naturschutzverwaltung habe nicht 
stattgefunden, obwohl die Rechtsverordnung vielfach Biotopflächen berühre und 
insoweit die Frage des Erfordernisses behördlicher Gestattung aufzuwerfen sei. 
Artenschutzrechtlich seien die verfahrensgegenständliche Schonzeitaufhebung und 
die Schutzwaldsanierung im Hinblick auf die Folgewirkungen für gefährdete Arten zu 
untersuchen und in ihrer Verträglichkeit abzuschätzen. Derartige Untersuchungen 
hätten nicht stattgefunden. Auch die Wasserwirtschaftsverwaltung sei am Verfahren 
nicht beteiligt worden. Bei nur 11 ha tatsächlicher Sanierungsfläche umfasse das 
Verordnungsgebiet 256 ha, also eine 20-fache Fläche. Durch die Verordnung werde 
das Eigentum des Antragstellers geschädigt und es werde ein erhöhter Aufwand für 
die Jagdausübung und die Bedienung von Wildschadenersatzansprüchen 
verursacht. Die Verordnung verstoße gegen die Vogelschutzrichtlinie und die FFH-
Richtlinie. Mit der Verordnung werde im Widerspruch zu grundgesetzlichen 
Wertungen dem Objektschutz Vorrang vor dem Tierschutz eingeräumt. Während des 
Winterhalbjahres halte sich das Schalenwild bevorzugt in den wärmebegünstigten 
Lagen im Wald auf, um zu überwintern. Gamswild sei im Winter auf steilen, 
südexponierten Lagen mit Grasmatten, vereinzelten Fichten- und Latschenfeldern 
orientiert. Aus eben diesen natürlichen Aufenthaltsbereichen solle das Wild 
vertrieben werden. Ihm würden keine Ersatzzonen für den Aufenthalt, 
Witterungsschutz und die Nahrungsaufnahme in Wildruhezonen in den 
Wintereinstandsgebieten zur Verfügung gestellt. Das aufgehetzte, verjagte Wild 
hungere und friere und werde durch die Vergrämungsjagd zur Ruhelosigkeit und 
einer besonders intensiven Nutzung seiner Kraft- und Energiereserven genötigt. Die 
Behauptung, die Rechtsverordnung diene nur der Vergrämung, nicht aber der 
Dezimierung des Wildes, sei eine Irreführung. Die Regelungen seien weder geeignet 
noch erforderlich und gegenüber den Belangen und Rechtspositionen des 
Antragstellers nicht verhältnismäßig. 

34 
Entgegen den grundgesetzlichen Wertungen aus Art. 20a GG werde dem 
Objektschutz Vorrang vor dem Tierschutz eingeräumt. Schalenwild halte sich 
während des Winterhalbjahres bevorzugt in wärmebegünstigten Lagen des Waldes 
auf. Aus eben diesen Bereichen solle das Wild vertrieben werden, obwohl es in den 



„Das von ihm tatsächlich 

verfolgte (und für bedroht 

durch Verordnung gehaltene) 

Interesse an hohen 

Schalenwildbeständen, die 

dem überkommenen, 

trophäenorientierten 

Jagdinteresse dienlich sind, ist 

rechtlich nicht geschützt 

(1.1.1.3).“ 

Wintermonaten nicht fliehen könne und an anderen Standorten schlechtere 
Überlebenschancen habe. Durch die Verordnung solle das Wild aus großen Flächen 
vergrämt werden, ohne jedoch Ersatzzonen für den Aufenthalt, Witterungsschutz und 
die Nahrungsaufnahme eingeräumt zu bekommen. Das aufgehetzte, verjagte Wild 
hungere und friere in den Wintermonaten und werde durch die Vergrämungsjagd zur 
Ruhelosigkeit und einer besonders intensiven Nutzung seiner Kraft- und 
Energiereserven genötigt. Neben der dadurch verursachten natürlichen Dezimierung 
werde der Wildbestand in Nachbarreviere abgedrängt, in denen er zur Vermeidung 
erhöhten Verbisses weiter 
dezimiert werden müsse. Die vorgenommene Beschreibung der letalen Vergrämung 
als nicht der Dezimierung des Wildes dienend sei eine Irreführung. Die Verkürzung 
von Schonzeiten für Schalenwild sei zur Erreichung eines gesetzmäßigen Zweckes 
weder geeignet noch erforderlich oder verhältnismäßig. …  
 
 
Entscheidungsgründe (Rn 50ff) 
 

Leitsatz  

1. Abgesehen vom Verbissschutz-Anspruch besteht kein Anspruch auf einen 

bestimmten Wildbestand (Fortführung der bisherigen Rspr.). (Rn. 76) 
 
62 
Der Antragsteller macht geltend, er werde durch die Verordnung auf den Flächen 
seines Eigenjagdreviers (als Eigentümer) und damit in einer Rechtsposition im Sinne 
des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO beeinträchtigt, weil durch die Verordnung Wild 
zugetrieben werde und vermehrt Jungpflanzen verbeiße (eine Argumentation, auf 
deren Grundlage das Bundesverwaltungsgericht in seiner Entscheidung vom 29. 
Dezember 2011 - a.a.O. - betreffend die in den Jahren 2008 bis 2013 geltende 
Vorgängerverordnung von einer Antragsbefugnis des Antragstellers ausgegangen 
ist). Die Behauptung, er werde durch hohen Verbiss beeinträchtigt, ist jedoch 
unwahr; in Wirklichkeit ist der Antragsteller mit 
dem überhöhten Verbiss auf seinen 
Grundflächen einverstanden und strebt ihn sogar 
an (1.1.1.1). Für den Antragsteller ist der 
Bodenertrag (die Forstwirtschaft) nachrangig; im 
Zentrum seines Interesses steht die 
herkömmliche trophäenorientierte Jagd, die mit 
hohen Wildbeständen und einer weder 
nachhaltigen noch ökologischen Forstwirtschaft 
verbunden ist und das gesetzlich verankerte 
Prinzip „Wald vor Wild“ missachtet (1.1.1.2). Eine 
Verbissbeeinträchtigung behauptet der 
Antragsteller lediglich deshalb, weil er (wie im 
Senats-beschluss vom 7.10.2010 - 19 N 09.3102 
- juris, vgl. insbesondere Rn. 22 und 24 -lediglich angedeutet) sich durch Berufung 
auf das allgemein anerkannte rechtlich geschützte Interesse, von übermäßigem 
Verbiss verschont zu bleiben, die Verwaltungsgerichtsbarkeit zur Annahme einer 
Betroffenheit im Sinne des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO und damit zur Eröffnung der 
Möglichkeit verleiten möchte, die streitgegenständliche Verordnung zu Fall zu 
bringen (was ihm ansatzweise im Revisionsverfahren 3 BN 1/11 gelungen ist). Das 
von ihm tatsächlich verfolgte (und für bedroht durch Verordnung gehaltene) Interesse 



„Höherer Verbiss“ als 

Voraussetzung „extensiver 

Fortwirtschaft“? 

an hohen Schalenwildbeständen, die dem überkommenen, trophäenorientierten 
Jagdinteresse dienlich sind, ist rechtlich nicht geschützt (1.1.1.3). 

63 
1.1.1.1 In Widerspruch zu seiner Behauptung einer 
Beeinträchtigung durch Wildverbiss hat der 
Antragsteller mehrfach vorgetragen, er benötige 
höheren Verbiss für das, was er als extensive 
Forstwirtschaft bezeichnet. In den 
Zulassungsantragsverfahren betreffend Abschusspläne für sein Eigenjagdrevier 19 
ZB 17.1601 (S. 77 der Zulassungsantragsbegründung) und 19 ZB 17.1602 (S. 78 der 
Zulassungsantragsbegründung) hat er ausführen lassen: „Im streitgegenständlichen 
Fall wird der vorhandene Verbiss vom Grundstückseigentümer gar nicht als Schaden 
bewertet“. In den diesen Zulassungsantragsverfahren vorhergegangenen 
Klageverfahren hat er geltend gemacht, der Verbiss, den er als Waldeigentümer für 
eine rentable extensive Waldbewirtschaftung und zur Verhinderung einer 
Verlaubholzung des Bergwaldes benötige, werde durch den festgesetzten Abschuss 
zu sehr gemindert (vgl. etwa S. 10 des Schriftsatzes vom 16.1.2017 in den Verfahren 
M 7 K 16.3638 und 3639). Schon in der Antragsbegründung vom 31. März 2010 (19 
N 09.3102) hat er ausgeführt, de facto sei der Verbiss im Wald nicht per se ein 
Schaden und unter allen Umständen zu verhindern. Würden Bäume in der 
Waldfläche durch Verbiss am Wachstum gehindert, so stelle dies im Ergebnis eine 
Förderung des Wachstums der verbleibenden unverbissenen Bäume dar. Diese 
Förderung sei wichtig, da schon aus waldbiologischen Gründen nur eine sehr 
begrenzte Zahl von Bäumen je Flächeneinheit ungehindert wachsen könne. Selbst 
den nötigen Umbau in stabilere Mischwälder verhindere Wildverbiss nicht zwingend, 
da sich automatisch die Baumart durchsetze, welche besser zum Standort passe 
(zum Umstand, dass die Tanne zwar standortgemäß ist, sich aber nicht 
„automatisch“ durchsetzt, weil sie - und zahlreiche andere standortgemäßen 
Baumarten - wesentlich mehr verbissen wird als etwa die Fichte, auf die der 
Antragsteller großen Wert legt, vgl. Nr. 1.1.1.2, Spiegelstriche 3 und 5). Seine 
schriftliche Rüge bezüglich der Verfahrensdauer hat der Antragsteller nicht - wie bei 
einem echten Interesse an geringeren Verbissschäden zu erwarten gewesen wäre - 
auf eine zunehmende Schädigung durch überhöhte Wildbestände gestützt; er 
beklagt vielmehr irreversible Eingriffe in die Schalenwildpopulation. Die Bejagung des 
Gamswildes durch die Beigeladene bewertet er als Ausrottungsstrategie (19 N 
14.1022, Bl. 318, 319 und 491). In der mündlichen Verhandlung vom 29. November 
2017 hat der Antragsteller ausführen lassen, aus mehreren Aufnahmen im Rahmen 
der Verbissbegutachtung (die als Beistand des Antragstellers auftretende Frau Schw. 
hat dabei auf Vorbringen in einem beim Senat anhängigen Zulassungsantrags 
Verfahren Bezug genommen) ergebe sich, dass der vorhandene Verbiss so gering 
sei, dass ein nutzbarer Wald nicht entstehen könne. Auch diesen Ausführungen ist 
die Auffassung zu entnehmen, es bedürfe einer Vergrößerung des 
Schalenwildbestandes und einer Steigerung der Verbissraten. Der Antragsteller 
selbst hat in der mündlichen Verhandlung angegeben, seit der Einführung des 
Grundsatzes „Wald vor Wild“ und der streitgegenständlichen Verordnung erziele er 
mit seiner Forstwirtschaft wegen fehlenden Verbisses keinen Gewinn mehr, und 
dadurch ein Interesse an einer Verbissquote bekundet, die noch über der derzeitigen 
liegt. In Übereinstimmung damit hat der Antragsteller zu keinem Zeitpunkt 
vorgetragen, dass er als Jagdaus-übungsberechtigter etwas gegen einen (langfristig 
oder auch nur kurzfristig, vollflächig oder auch nur in Randbereichen aufgetretenen) 
überhöhten Verbiss unternommen habe (wie etwa eine Schwerpunktbejagung oder 



Methode 

Schalenwildlenkung 

durch Fütterung! 

Widersprüchliche 

Argumentationen 

des Klägers! 

Ziel des Klägers: 

noch höhere 

Wildbestände! 

eine allgemein verstärkte Bejagung, gegebenenfalls inklusive des Antrags auf 
Schonzeiten-Ausnahme). Vielmehr hält er festgesetzte Abschusspläne nicht ein (zum 
Teil erfüllt er - wie sich aus den Akten des beim Senat anhängigen 
Zulassungsantragsverfahren 19 ZB 16.479 ergibt - nicht einmal die Abschusszahlen, 
die er selbst vorgeschlagen hat). Die mit dem Eigenjagdrevier des Antragstellers in 
der Hegegemeinschaft Werdenfels-Ost zusammengefassten Reviere haben laut den 
Gutachten zur Situation der Naturverjüngung aus den Jahren 2009, 2012 und 2015 
tendenziell niedrigere Wildbestände aufzuweisen als das Eigenjagdrevier des 
Antragstellers, in dem die Verbissbelastung kontinuierlich „deutlich zu hoch“ ist (GA 
19 N 14.1022, Bl. 546 ff.). Im Gutachten für 2015 ist dezidiert ausgeführt, dass die 
Eigenjagdreviere Eschenlohe-Wengwies und Eschenlohe-Wasserstein besonders 
kritische Verbissbelastungen aufweisen, während sich die Verbisssituation in den 
Eigenjagdrevieren Eschenlohe-Archtal, O. I und O. IV 
sowie in den Gemeinschaftsjagdrevieren O. VI, Großweil 
und Schwaiganger als günstiger darstellt (a.a.O. S. 573). 
Gegen die jagdbehördlich verfügte Absenkung der 
Schalenwildbestände - und damit mittelbar auch gegen 
die behördlich angestrebte Verbissminderung - beschreitet der Antragsteller den 
Rechtsweg. Dieses Abschussverhalten des Antragstellers widerlegt im Übrigen seine 
Behauptung, der Wildbestand in seinem Eigenjagdrevier sei zu niedrig, weil ihm zu 
viele Abschüsse abverlangt würden. Schließlich betreibt der Antragsteller mit nicht 
unerheblichem (finanziellem und logistischem) Aufwand Fütterungen im Nahbereich 
zum Staatsjagdrevier Isarwinkel und zum Verordnungsteilgebiet Eschenlaine (vgl. die 
in der mündlichen Verhandlung übergebene Karte). Ein derartiges künstliches 
Futterangebot während der Wintermonate im natürlichen Aktionsradius des 
Schalenwildes ist geeignet, erhebliche Anziehungskraft auf das Schalenwild zu 
entfalten und auf diese Weise dessen Wanderungsverhalten maßgeblich zu 
beeinflussen (zu Äsung/Fütterung sowie den unterschiedlichen Jagdstrategien vgl. 
den Bericht des Leiters der Hochwild-Hegegemeinschaft Isarwinkel GA 19 N 14.1022 
Bl. 827). In seinem Schriftsatz vom 2. Oktober 2017 im Verfahren 19 ZB 17.1601 gibt 
der Antragsteller die Feststellung in einem wildbiologischen Gutachten wieder, im 
Winter ziehe wegen der im Eigenjagdrevier unterhaltenen Fütterungen Wild zu, das 
im Frühjahr wieder in seine Sommereinstandsbereiche abwandere. 

 
64 
Der Antragsteller versucht ohne Erfolg, durch sich steigernde 
Argumentationsvarianten den Widerspruch zwischen seiner Behauptung eines durch 
Vergrämung seitens der Beigeladenen verursachten 
überhöhten Schalenwildbestandes (und deshalb überhöhten 
Verbisses) in seinem Eigenjagdrevier einerseits und seinem 
tatsächlichen Vorbringen betreffend eine Notwendigkeit und 
Nützlichkeit der gegenwärtigen Verbissquote und sogar 
einer noch höheren andererseits als nicht existent darzustellen. …  

65 
1.1.1.2 Der Antragsteller ist mit der gegenwärtigen 
Verbissquote in seinem Eigenjagdrevier einverstanden und 
strebt eine noch höhere an, weil er zu dem Teil der 
Jägerschaft gehört, der noch das überkommene 
trophäenorientierte, durch hohe Wildbestände geförderte 
Jagdinteresse verfolgt. 



„… dass er Wildbestände 

anstrebt bzw. aufrechterhalten 

will, die der trophäenorientierten 

Jagd dienlich sind.“ 

„Wald vor Wild“ wird vom 

Kläger abgelehnt! 

„Das überkommene repräsentative 

Jagdinteresse“ führt zur Ablehnung 

des Gesetzesgrundsatzes „Wald vor 

Wild“.  

66 
- Der Antragsteller zeigt bereits durch seine Weigerung, die vorgeschriebene 
Anpassung der Wildbestandshöhen an das Ziel 
eines standortgemäßen und nachhaltigen 
Waldes zu akzeptieren und vorzunehmen, 
durch Formulierungen wie 
„Ausrottungsstrategie“ und „nicht wieder gut zu 
machende Eingriffe in die 
Schalenwildpopulation“ (GA 19 N 14.1022, Bl. 318,319,491), die ersichtlich neben 
der Sache liegen (vgl. etwa Nr. 2.4.1.1.1.2.4) und durch die von ihm betriebenen 
Fütterungen (vgl. insgesamt 1.1.1.1), dass er Wildbestände anstrebt bzw. 
aufrechterhalten will, die der trophäenorientierten Jagd dienlich sind.  

67 
- Soweit der Antragsteller den Artenschutz ins Feld führt, befasst er sich nur mit 
Habitatfaktoren, die für hohe Schalenwildbestände sprechen, und verabsolutiert 
diese. Beispielsweise hebt er hervor, dass für das Auerwild licht über-schirmter 
Nadelmischwald günstig ist, und erklärt im Hinblick darauf eine hohe Verbissquote 
durch hohe Schalenwildbestände für erforderlich; er hebt hervor, dass Gamskitze 
dem Steinadler als Nahrung dienen und begründet damit die Notwendigkeit eines 
hohen Gamsbestands. Eine Gesamtbetrachtung der Lebensbedingungen der 
jeweiligen Tierart, wie sie für einen ernsthaft betriebenen Artenschutz entscheidend 
wäre, nimmt er nicht vor (vgl. Nr. 2.4.1). 

68 
- Der Antragsteller hat mehrfach deutlich gemacht, dass er den Grundsatz „Wald vor 
Wild“ strikt ablehnt. Mit der Formulierung „Wald vor Wild“ werden prägnant die 
Bestimmungen zusammengefasst, die dazu dienen, die natürliche Verjüngung der 
standortgemäßen Baumarten im Wesentlichen ohne Schutzmaßnahmen zu 
ermöglichen (vgl. Art. 1 Abs. 2 Nr. 3, 32 Abs. 1 Satz 
2 BayJG, Art. 1 Abs. 2 Nr. 2 BayWaldG), also eine 
nachhaltige Waldbewirtschaftung im Sinne der 
Definition der im Jahr 1993 in Helsinki 
abgehaltenen Ministerkonferenz zum Schutz der Wälder in Europa (vgl. unten Nr. 
2.4.1.1.1.1). Die natürliche Waldverjüngung hat bis vor kurzer Zeit wegen Wildverbiss 
weithin kaum noch stattgefunden mit der Folge, dass es zu einer Entmischung des 
Waldes mit Diversitätsverlusten gekommen ist, zu einer Beeinträchtigung der Vitalität 
des Waldes und seiner Widerstandsfähigkeit gegenüber natürlichen Bedrohungen 
(wie Stürmen, Insektenbefall und Krankheiten) sowie seines Potenzials, auch in 
Zukunft wichtige ökologische und soziale Funktionen zu erfüllen (wie 
Klimaregulierung, Grundwasserregulierung und Erosionsschutz). Bei einem derart 
degradierten Wald ist allerdings nur langfristig mit forstwirtschaftlichen Einbußen zu 
rechnen. Insbesondere die gut verwertbare Fichte ist (im Gegensatz zu vielen 
anderen standortgemäßen Baumarten) weitgehend verbissresistent. 

69 
Hauptursache für die Ablehnung des 
Grundsatzes „Wald vor Wild“ und für die 
dementsprechende Degradierung des 
Waldes und Gefährdung des Schutzwaldes, 
die zu einem erheblichen Teil heute noch 
bestehen, ist das überkommene 
repräsentative Jagdinteresse. 



Entstehung und Folgen des 

„überkommene(n) repräsentative(n)  

Jagdinteresse(s)“ aus des Sicht des VGH.  

70 
Das repräsentative Jagdinteresse hat 
seinen Ursprung in der feudalen, dem 
Regenten und dem Adel 
vorbehaltenen und deshalb mit der 
Herrschaftsausübung verbundenen 
Jagd, die die Landbevölkerung in vielfacher Weise geschädigt und belastet hat und 
deshalb sowohl im Bauernkrieg als auch in der Paulskirchenrevolution eine 
erhebliche Rolle gespielt hat. Im Mittelpunkt der feudalen Jagd haben das „Hochwild“ 
und insbesondere der kapitale Hirsch gestanden. Nach der Abschaffung der feudalen 
Jagd im 19. Jahrhundert, in dessen Verlauf das wohlhabende Bürgertum zunehmend 
an der Herrschaftsausübung beteiligt worden ist, sind auch bürgerliche 
Jagdgelegenheiten geschaffen worden (in Form von verpachtungspflichtigen 
Gemeinschaftsjagdrevieren, während der Adel seitdem auf seinen 
Ländereien/Gutsbezirken -nun Eigenjagdrevieren - gejagt hat). Nicht nur hier, 
sondern auch während des Nationalsozialismus (als die Hegepflicht im eigentlichen 
Sinn und der Abschussplan als Hegeinstrument eingeführt worden sind) und in der 
früheren DDR, wo jeweils den höheren Parteifunktionären besondere 
Jagdgelegenheiten reserviert gewesen sind, hat die repräsentative Jagd in 
erheblichem Umfang ihre Bedeutung als Zeichen einer Beteiligung an der Herrschaft 
bzw. einer hervorgehobenen gesellschaftlichen Stellung behalten. Trotz einer 
zunehmenden Beteiligung weiterer Gesellschaftsschichten an der Jagd, 
verschiedener dem Grundgesetz geschuldeter Rechtskorrekturen (zu diesen vgl. 
etwa BGH, U.v. 22.5.1984 - III ZR 18/83 - NJW 1984,2216 und U.v. 5.5.1988 - III ZR 
116/87 - juris Rn. 26, sowie BVerwG, U.v. 30.03.1995 - 3 C 8/94 -BVerwGE 98, 118) 
und der Aufnahme der Erkenntnisse über die Funktionsweise und die Bedeutung des 
Wirkungsgefüges der Natur in das deutsche (u.a. in Form des Grundsatzes „Wald vor 
Wild“) und das europäische Recht in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts ist 
dies in gewissem Umfang bis heute der Fall. Das überkommene Jagdinteresse von 
Personen mit erheblichem Einfluss in Gesellschaft, Politik und Staat behindert immer 
noch die Umsetzung dieser Korrekturen und Erkenntnisse (vgl. die Kritik des 
Bayerischen Obersten Rechnungshofs in den Jahresberichten 1999 und 2009 an der 
ineffektiven Umsetzung der Abschussplanvorschriften sowie die Umstände, dass 
trotz 30-jähriger Verbissbegutachtung Wildbestände, die eine natürliche 
Waldverjüngung zulassen, in einem großen Teil der Hegegemeinschaften - bei 
Nichtberücksichtigung des Staatsforstes: im ganz überwiegenden Teil - nach wie vor 
nicht erreicht sind und die Jagd noch immer zum Artenschwund beiträgt - ersichtlich 
etwa an der Entwicklung des weiterhin bejagbaren Rebhuhns). Im Zentrum des 
überkommenen repräsentativen Jagdinteresses stehen nach wie vor die Trophäe 
und das starke Tier und insbesondere - nunmehr allerdings beschränkt auf die 
Rotwildgebiete - der kapitale Hirsch, der „Einserhirsch“ (ein Hirsch von mindestens 
zehn Jahren entsprechend der Klasse I, vgl. Nr. 9.2 der Richtlinien für Hege und 
Bejagung des Schalenwildes in Bayern, Bek. des StMELF v. 9.12.1988, AllMBl. 
1989, S. 73, zuletzt geändert durch LMBek. v. 23.3.2004, AllMBl. 106). Die 
Wahrscheinlichkeit des Vorkommens eines kapitalen Tieres wie des „Einserhirschs“ 
steigt mit dem Umfang des jeweiligen Tierbestandes, sodass das überkommene 
Jagdinteresse regelmäßig zu überhöhten Wildbeständen mit allen Konsequenzen 
führt (die - wie am Beispiel der hohen, in den letzten zehn Jahren um etwa 30% 
gestiegenen Wildunfall-Zahlen mit Personenschäden und jährlichen Sachschäden in 
Höhe von mehreren 100 Millionen € ersichtlich - über den Naturschutz und die 
Forstwirtschaft hinausgehen). Vor allem in den Rotwildgebieten, die einen besonders 



„Der Feldzug des 

Antragstellers richtet sich 

gegen die Bemühungen des 

Antragsgegners und der 

Beigeladenen um mäßige 

Wildbestände und 

insbesondere gegen den 

gesetzlichen Grundsatz „Wald 

vor Wild“.“ 

hohen Jagdwert aufweisen, und vor allem bei großen privaten Waldbesitzern 
(Eigenjagdinhabern) ist das Interesse an der Jagd oft größer als das Interesse am 
Wald. 

71 
- Der Antragsteller belegt durch seine Ausführungen, dass er darüber hinaus 
(zumindest) die Maßnahmen ablehnt, die im Bereich der Jagd zum Zwecke der in 
Art. 18 Abs. 1, 28 Abs. 1 Nr. 9 BayWaldG vorgesehenen Sanierung von Wald mit 
Gemeinwohlbedeutung ergriffen werden und ohne die eine Schutzwaldsanierung 
nicht langfristig erfolgreich durchgeführt werden kann. 

74 
- In Presseberichten wird der Antragsteller mit 
einem Aufruf zur „Mobilmachung gegen 
wildgewordene Behörden“ zitiert 
(www.merkur.de/lokales/garmisch-
partenkirchen/landkreis/jaeger-chef-kritisiert-
Forstverwaltung). Eine diesbezügliche 
Gegendarstellung des Antragstellers ist nicht 
ersichtlich. Der Feldzug des Antragstellers 
richtet sich gegen die Bemühungen des 
Antragsgegners und der Beigeladenen um 
mäßige Wildbestände und insbesondere 
gegen den gesetzlichen Grundsatz „Wald vor 
Wild“. Wie die zahlreichen von ihm geführten Streitverfahren belegen, ist der 
Antragsteller bereit, für seinen Feldzug erhebliche Summen aufzuwenden. Nur durch 
die Überzeugung, zu einem solchen Feldzug berufen zu sein, ist es auch zu erklären, 
dass der Antragsteller es abgelehnt hat, den Normenkontrollantrag, den er gegen die 
gesamte Verordnung gestellt hat, im Hinblick auf das Betroffenheitserfordernis und 
die Prozesskosten auf die Verordnungsgebiete in der Nähe seines Eigenjagdreviers 
zu beschränken, also diejenigen Verordnungs-Teilgebiete unangegriffen zu lassen, 
die weit (bis zu 150 km) von seinem Eigenjagdrevier entfernt liegen. Auf die 
Anregung des Senats in der mündlichen Verhandlung, den gesamten 
Normenkontrollantrag (und nicht nur den Hilfsantrag) zu beschränken, hat der 
Bevollmächtigte des Antragstellers - ohne noch einmal Rücksprache mit diesem 
nehmen zu müssen - deutlich gemacht, dass der Antragsteller die gesamte 
Verordnung zu Fall bringen will und auf Kostengesichtspunkte in diesem 
Zusammenhang keinen Wert legt. Der Feldzug des Antragstellers erklärt auch, 
weshalb er - obwohl lediglich die Verordnung streitgegenständlich ist - mit seinen 
Ausführungen sämtliche Bestimmungen und Maßnahmen des Antragsgegners und 
der Beigeladenen angreift, die auf einen mäßigen Wildbestand abzielen (vgl. 
1.1.2.1). Insgesamt stellt der Antragsteller das überkommene repräsentative 
Jagdinteresse über Regeln, die verfassungsgerichtlich gebilligt (vgl. BayVerfGH, E.v. 
18.10.1996 - Vf. 15-VII-95 - juris, insbesondere Rn. 44, 53, 59) und im Wege 
demokratischer Gesetzgebung festgelegt worden sind. Die Nichtbeachtung zentraler 
Grundsätze des Jagdrechts stellt die Befähigung zur Jagdausübung infrage. 

76 
Jedoch hat gerade das vom Antragsteller (verschleierte, jedoch tatsächlich) verfolgte 
Interesse an hohen Schalenwildbeständen dazu geführt, dass die Rechtsprechung 
den Anspruch entwickelt hat, von übermäßigem Verbiss verschont zu bleiben (vgl. 
insbesondere BVerwG, U.v. 30.3.1995, a.a.O.). Der Antragsteller missbraucht diesen 
Anspruch, indem er ihn konträr zu seiner Zweckbestimmung zu verwenden sucht. 



„Das Interesse an hohen 

Schalenwildbeständen ist 

rechtlich nicht geschützt, ….  

 

Nach ständiger 

Rechtsprechung hat der 

Jagdausübungsberechtige 

keinen Anspruch auf einen 

bestimmten Bestand an Wild.“ 

„Das Schalenwild soll durch 

konsequentes Auslösen eines 

Flucht- und 

Meidungsverhaltens der Tiere 

von den Sanierungsflächen 

möglichst ferngehalten 

werden; eine mit deren 

Einzäunung vergleichbare 

Wirkung soll erreicht werden.“ 

Das Interesse an hohen Schalenwildbeständen 
ist rechtlich nicht geschützt, sodass dem 
Antragsteller keine Rechtsposition im Sinne des § 
47 Abs. 2 Satz 2 VwGO zur Seite steht. Die 
Regulierung des herrenlosen Wildes erfolgt 
anhand der Allgemeininteressen ohne 
Berücksichtigung des jagdlichen 
Aneignungsrechts und der damit verbundenen 
Vorstellungen. Nach ständiger Rechtsprechung 
hat der Jagdaus-übungsberechtige keinen 
Anspruch auf einen bestimmten Bestand an Wild 
(HessVGH, B.v. 5.1.2006 - 11 UZ 1111/04 - JE VI 
Nr. 63, juris Rn. 9 ff.; B v. 26.1.1982, NuR 1987, 
96; OVG Lüneburg vom 28.3.1984 - JE I Nr. 34; zum Anspruch auf Rotwild vgl. 
BayVerfGH, E.v. 18.10.1996, a.a.O., insbesondere Rn. 59 ff.). 

82 
Die Verordnung soll nicht dazu beitragen, die 
Schalenwildbestände zu reduzieren, sondern 
dazu, das Schalenwild aus den 
Sanierungsflächen zu vertreiben, und zwar 
möglichst vollständig (vgl. Plochmann, a.a.O.; 
Schriftsatz vom 4.4.2017, S. 3; der 
Antragsgegner und die Beigeladene gehen nicht 
davon aus, dass eine völlige Schalenwildfreiheit 
der Sanierungsflächen erreichbar ist). Das 
Schalenwild soll durch konsequentes Auslösen 
eines Flucht- und Meidungsverhaltens der Tiere 
von den Sanierungsflächen möglichst 
ferngehalten werden; eine mit deren Einzäunung 
vergleichbare Wirkung soll erreicht werden. Die Umstände, dass die Wildvergrämung 
aufgrund der Verordnung nur auf verhältnismäßig kleinen Flächen und nur während 
weniger Monate des Jahres stattfindet und dass im übrigen Staatsjagdrevier nicht mit 
derselben Intensität, aber gemäß dem Grundsatz „Wald vor Wild“ (mit der Folge 
einer mäßigen Wilddichte) gejagt wird, sprechen gegen die vom Antragsteller (im 
Rahmen seiner Betroffenheitsargumentation) behauptete Wild-Zuwanderung aus 
dem Verordnungsteilgebiet im Staatsjagdrevier. Hingegen spricht für eine 
Wildwanderung aus dem Eigenjagdrevier in das Staatsjagdrevier (deren 
Unterbindung das eigentliche Ziel des Antragstellers ist) die Tendenz des Wilds, 
Flächen mit geringerer Wilddichte aufzusuchen (Vakuumeffekt; angesichts der 
Unmöglichkeit einer vollständigen Wildfreihaltung ist auch das Verordnungs-
Teilgebiet hiervon nicht vollkommen ausgeschlossen). Die geringere Wilddichte im 
Staatsjagdrevier beruht aber nicht oder jedenfalls nicht wesentlich auf der 
Vergrämung im Verordnungsteilgebiet während des Verordnungszeitraums, sondern 
auf der Beachtung des Grundsatzes „Wald vor Wild“ im ganzen Staatsjagdrevier. 

 

Leitzsatz 2. Die Aufhebung von Schonzeiten zur Ermöglichung/Unterstützung 

der Schutzwaldsanierung kann auf § 22 Abs. 1 Satz 3 BJagdG gestützt werden 

(Gründe der Landeskultur, Schutz vor übermäßigen Wildschäden, sonstiger 

besonderer Grund). (Rn. 94 – 104) 
 



Schutz des Bergwaldes ist ein 

selbständiger 

Rechtfertigungsgrund.  

Bedeutung des Schutzwaldes 

ist unbestritten. 
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2.2.1 Der Senat teilt die Auffassung des 
Antragsgegners, dass (jedenfalls) im 
Geltungsbereich der Verordnung im 
Sanierungsgebiet Eschenlaine der Schutz des 
Bergwaldes als selbständiger besonderer Grund 
i.S.d. § 22 Abs. 1 Satz 3 BJagdG die Schonzeitverkürzung für das Schalenwild 
rechtfertigt (vgl. Leonhardt, a.a.O., § 22 BJagdG Nr. 11.22 Rn. 4.2.2). Der Bergwald 
besitzt vielfältige Schutzwirkungen. Unter anderem bewahrt er den eigenen Standort 
vor Bodenabtrag und schützt gleichzeitig Siedlungen und Straßen vor Lawinen, 
Hochwasser, Steinschlag und Muren. Der Verbiss (dessen Ausmaß in dem - einigen 
Sanierungsflächen nahen -Eigenjagdrevier des Antragstellers Gegenstand mehrerer 
beim Senat anhängiger Verfahren ist) ist das gravierendste Hindernis für die 
Schutzwaldsanierung (Hildebrandt, Schutzwaldmanagement im Bay. Alpenraum, 
Fachbeitrag zu Band 21 der Schriftenreihe des Landesjagdverbandes Bayern - 
http://jagd-
bayern.de/fileadmin/_BJV/Akademie/Gamswild/BJV_Gamswild_08_Hildebrandt_V03.
pdf). 

98 
Nach der unwiderlegten Darstellung des 
Antragsgegners befindet sich auf der 
Sanierungsfläche Scharfgraben, die einen 
11,27 ha großen Teilbereich im Norden des 256 
ha umfassenden Sanierungsgebiets Eschenlaine umfasst und im östlichen Teil des 
47,82 ha umfassenden Verordnungsbereichs Eschenlaine liegt (GA S. 770), 
Schutzwald im Sinn von Art. 10 BayWaldG. Die indizielle Aussagekraft der Schutz-
waldkartierung (Art. 10 Abs. 3 BayWaldG), welche die Sanierungsfläche im vom 
Antragsgegner vorgelegten Auszug (GA S. 327) als Schutzwald im Sinn des Art. 10 
Abs. 1 BayWaldG darstellt, hat der Antragsteller nicht durch substantiierten Vortrag 
widerlegt. Die Einordnung als Schutzwald findet ihre fachliche Bestätigung in den 
allgemeinen Angaben der gutachtlichen Aussage zur Verjüngungssituation in den 
Sanierungsgebieten Eschenlaine und Deiningbach vom 9. Juli 2012. Demnach 
umfasst deren Gebiet ca. 1.170 ha und ist zu gut 90% bewaldet. Den unbewaldeten 
Teil bilden Felsen und baumfreie Wiesenhänge. Große Teile sind Schutzwald und 
lassen durch die teilweise sehr steile Hangneigung und die abgeschiedene, nicht 
erschlossene Lage keine forstliche Nutzung zu (GA 19 N 12.206 Bl. 80). Schutzwald 
in diesem Sinn ist Wald in den Hoch- und Kammlagen der Alpen und der 
Mittelgebirge (Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 BayWaldG), auf Standorten, die zur Verkarstung 
neigen oder stark erosionsgefährdet sind (Nr. 2) oder der dazu dient, Lawinen, 
Felsstürzen, Steinschlägen, Erdabrutschungen, Hochwassern, Überflutungen, 
Bodenverwehun-gen oder ähnlichen Gefahren vorzubeugen oder die Flussufer zu 
erhalten (Nr. 3). Diese Schutzfunktionen zu erhalten ist Aufgabe der 
Schutzwaldpflege, ihre Wiederherstellung Aufgabe der Schutzwaldsanierung. Nur 
intakte, nicht verlichtete Gebietswälder können die Schutzwaldfunktionen 
ausreichend erfüllen. Die Sanierung der Schutzwälder ist nach Art. 28 Abs. 1 Nr. 9 
BayWaldG Aufgabe der Forstbehörden und damit öffentliche Aufgabe. Die 
Schutzfunktion dieser - wegen ihrer Bedeutung in Schutzwaldverzeichnissen 
ausgewiesenen - Wälder besteht im Wesentlichen darin, Niederschlagswasser zu 
binden, mit ihrer Verwurzelung die Bodenstabilität zu sichern und Gleitschnee bzw. 
Lawinen zu verhindern. Um diese Funktion langfristig sicherzustellen, bedarf es zum 
einen eines artenreichen Mischwaldes, der widerstandsfähig ist gegen 



Schutz des Bergwaldes als 

„besonderer Grund der 

Landeskultur“.  

Schädlingsbefall bzw. unterschiedliche klimatische Bedingungen und Einflüsse. Als 
heimische Hauptbaumarten sind in der hochmontanen Zone sowohl Fichte als auch 
Tanne, Buche, Bergahorn, Lärche und Latsche anzusehen. Zum anderen bedarf es 
eines möglichst dichten und stufigen Waldaufbaus, also eines Gemisches 
unterschiedlicher Altersstufen in der Bestockung. Voraussetzung hierfür ist wiederum 
eine laufende Verjüngung der Bewaldung, d.h. es muss kontinuierlich Nachwuchs 
der vorgenannten Hauptbaumarten ankommen und auch aufkommen. Reißt diese 
Naturverjüngung ab, kommt es früher oder später - entsprechend den Abläufen in der 
Natur ist hier in größeren Zeiträumen zu rechnen - zu Kahlstellen und schließlich 
Erosion. Von einer Beeinträchtigung der Schutzfunktion des Waldes ist auszugehen, 
wenn Schäden am Bergwald bereits eingetreten sind, aufgrund derer sie nicht mehr 
ausreichend gewährleistet ist; von einer Gefährdung ist auszugehen, wenn die 
Schutzfunktion des Waldes in Zukunft beeinträchtigt wird oder gar gänzlich entfällt 
(vgl. BayVGH, U.v. 7.4.2005 - 19 B 99.2193 - juris Rn. 53). Diese Ausführungen des 
Senats haben nach wie vor Gültigkeit und sie werden durch die Ausführungen des 
Antragstellers zur Bedeutung der Grasnarbe in lichten Bergwäldern hinsichtlich 
Wasserspeicherfähigkeit und Erosion nicht widerlegt. Der Antragsteller lässt 
unberücksichtigt, dass im Bergwald ein Teil des Niederschlags von den Baumkronen 
aufgefangen wird und gar nicht den Boden erreicht (sogen. Inter-zeptionsverlust) und 
dass die Schattenwirkung der Bäume zu einer verzögerten Schneeschmelze und 
damit zur Abmilderung von Hochwasserspitzen führt (vgl. das Handbuch zur 
Schutzwaldsanierung - nachfolgend: Handbuch - Abschnitt B 1.1. Wasserschutz). 
Eine intakte Waldbaumbestockung bietet sachgerechten Bodenschutz und verhindert 
im Gegensatz zu einer Grasdecke Schneebewegungen im Bergwald (vgl. das 
Handbuch, Abschnitte B 1.2 und B 1.3). Die Wasserwirtschaftsverwaltung ist an der 
Erarbeitung des Konzepts zur Schutzwaldsanierung beteiligt gewesen und ihre 
Erkenntnisse sind in den Inhalt eingeflossen (vgl. die Einleitung zum Handbuch); 
auch die Sanierungsplanung für die einzelnen Sanierungsflächen wird mit der 
Wasserwirtschaftsverwaltung abgestimmt (vgl. Anweisung zur Schutzwaldsanierung, 
Nr. 1). 
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2.2.2 Der mit der Verordnung angestrebte Schutz des Bergwaldes stellt darüber 
hinaus einen besonderen Grund der Landeskultur i.S.d. § 22 Abs. 1 Satz 3 BJagdG 
dar (in diesem Sinn vgl. Leonhardt, a.a.O., § 22 BJagdG Nr. 11.22 Rn. 4.2.2). Der 
Begriff Landeskultur, dem es an einer gesetzlichen Definition mangelt, kann sehr 
weitgreifend verstanden werden (zum 
Meinungsstand vgl. Friesecke, NUR 2000, 81 ff.; 
für das Forstrecht vgl. 
Zerle/Hein/Foerst/Stöckel/Beck/Nüßlein/Pratsch, 
Forstrecht in Bayern, 2. Aufl. Stand Juni 2016, Art. 
16 BayWaldG). Er umfasst jedenfalls die land- und 
forstwirtschaftliche Bodennutzung einschließlich der Maßnahmen zur 
Bodenerhaltung, Bodenverbesserung (Melioration), Neulandgewinnung und 
Flurbereinigung. Der Schutz des Bergwaldes, den der Antragsgegner als besonderen 
Grund für den Erlass der Verordnung benennt, ist unter den Begriff der Landeskultur 
zu subsumie-ren, da es bei der Bewahrung eines gesunden und lebensfähigen 
Bergwaldes auch um die Vermeidung erheblicher Schäden an der Kulturlandschaft 
geht. 
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2.2.3 Angesichts der besonderen Bedingungen, denen Wald im Hochgebirge 
ausgesetzt ist, sind die ausgeweiteten 
Jagdzeiten auch zur Vermeidung von 
übermäßigen Wildschäden i.S.d. § 22 Abs. 1 
Satz 3 BJagdG erforderlich. Der Antragsteller 
weist im Ausgangspunkt zutreffend darauf hin, 
dass von einem übermäßigen Wildschaden erst 
auszugehen ist, wenn er das übliche Maß von durch Wild verursachten Schäden 
erheblich und in einem Umfang übersteigt, dessen Hinnahme dem Geschädigten 
nicht mehr zuzumuten ist (vgl. VG Ansbach, B.v. 30.04.1998 - AN 15 E 98.00625 -
Jagdrechtliche Entscheidungen VI Nr. 45 - juris, Rn. 17; BayObLG, U.v. 10.4.1978 -
RREg 2 Z 60/77 - BayObLGZ 1978, 69 - juris, Rn. 30). Dieser Ansatz ist der 
Erkenntnis geschuldet, dass in Anbetracht der Ernährungsgewohnheiten von 
Wildtieren der Verbiss von Pflanzen zum Naturkreislauf gehört und in einem 
gewissen Umfang der Waldregeneration nicht schadet. Ein Fall der Vermeidung 
übermäßiger Wildschäden ist jedoch ernsthaft in Betracht zu ziehen, wenn ohne die 
Ausweitung der Jagdzeiten die Naturverjüngung wegen des Wildverbisses unterbleibt 
und der Erhalt des Bergwaldes mit seinen vielfältigen Schutzfunktionen nicht mehr zu 
gewährleisten ist. 

 

Leitsatz 5. Nach dem Ergebnis des Verfahrens (betreffend das 

Verordnungsteilgebiet Eschenlaine) erfüllen die Abschusspläne, die 

streitgegenständliche Verordnung und auch die zur Schutzwaldsanierung 

gehörenden nichtjagdlichen Maßnahmen, derentwegen die Schalenwild-Jagd 

der Beigeladenen (Körperschaft des öffentlichen Rechts mit der Aufgabe, den 

Staatsforst zu verwalten) stattfindet, die in Leitsatz 4 genannten 

Voraussetzungen für Gebietserhaltungsmaßnahmen. (Rn. 127 – 155) 
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2.4.1.1.1.1 Abschusspläne, die der Bestimmung 
des § 21 BJagdG sowie den konkretisierenden 
bayerischen Rechtsvorschriften entsprechen, haben 
insbesondere das Ziel, landesweit die - vielfach 
durch gemeinschädliche Jagd und Hege 
unterbundene - natürliche Verjüngung der 
standortgemäßen Baumarten im Wesentlichen 
ohne Schutzmaßnahmen zu ermöglichen (vgl. Art. 1 
Abs. 2 Nr. 3, 32 Abs. 1 Satz 2 BayJG, Art. 1 Abs. 2 
Nr. 2 BayWaldG < „Wald vor Wild“ >). Sie bewirken 
- wenn sie eingehalten werden - den von Seiten der 
Jagd erforderlichen Beitrag zur nachhaltigen 
Waldbewirtschaftung, also zu einer 
Bewirtschaftung, die so gestaltet ist, dass die Artenvielfalt des Waldes, seine 
Produktivität, seine Regenerationsfähigkeit, seine Vitalität und sein Potenzial, auch in 
Zukunft wichtige ökologische, ökonomische und soziale Funktionen erfüllen zu 
können, erhalten bleiben und andere Ökosysteme nicht geschädigt werden (vgl. die 
Definition des Begriffs „nachhaltige Waldbewirtschaftung“ der Ministerkonferenz zum 
Schutz der Wälder in Europa, Helsinki 1993); insbesondere tragen sie dazu bei, dass 
der Wald gegenüber natürlichen Bedrohungen, beispielsweise gegenüber Stürmen, 
Insektenbefall und Krankheiten, widerstandsfähiger wird. Die Begriffsdefinition der 



Das „überkommene 
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Ministerkonferenz trägt der Tatsache Rechnung, dass ein naturnaher, nachhaltig 
bewirtschafteter Wald nicht nur vielfältige wirtschaftliche Vorteile hat. Er hat großen 
Anteil an der europäischen Biodiversität, denn trotz vielfältiger Bedrohungen ist die 
biologische Vielfalt in Waldlebensräumen größer als in anderen wichtigen 
Lebensraumgruppen (Wiesen, Feuchtflächen usw.). Der Wald erbringt auch 
Ökosystemleistungen von besonderem Nutzen. Er schützt den Boden vor Erosion 
und reguliert den Grundwasserspiegel und die örtlichen hydrologischen Systeme 
durch Rückhaltung von Wasserströmen, er reguliert das Klima, speichert Kohlenstoff 
und schützt wertvollere Bestäuber, reinigt Luft und Süßwasser und bietet Schutz vor 
Naturkatastrophen wie Lawinen, Erdrutschen, Dürre und Überschwemmungen. Im 
Mittelpunkt der EU-Waldstrategie vom 20. September 2013 und der diesbezüglichen 
EU-Fördermittel-Programme steht eine klar von Naturnähe und Nachhaltigkeit 
geprägte Waldbewirtschaftung, zu der insbesondere auch die Vorbeugung von 
Schäden und die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands von Wäldern nach 
Katastrophenereignissen gehört (vgl. etwa Art. 24 der VO - EU - Nr. 1305/2013). 
Dem jüngsten Bericht über den Zustand der Natur in der EU (im Mai 2015 
veröffentlicht) ist zu entnehmen, dass die Waldlebensräume insgesamt in keinem 
guten Erhaltungszustand sind (vgl. zu diesem Begriff Art. 1 der Habitatrichtlinie) und 
dass noch sehr viel getan werden muss, wenn die Ziele der Biodiversitätsstrate-gie 
und der neuen EU-Waldstrategie bis 2020 erreicht werden sollen. Für die Wälder des 
Natura-2000-Netzes (etwa die Hälfte dessen Gesamtfläche) sind Naturnähe und 
Nachhaltigkeit essentielle Forderungen des europäischen Naturschutzrechts, die von 
den Nationalstaaten mit den ihnen zu Gebote stehenden Mitteln erfüllt werden 
müssen. Angesichts ihrer dargestellten besonderen Aufgabenstellung kann kein 
Zweifel daran bestehen, dass die Abschusspläne nunmehr (im Gegensatz zu 
denjenigen des Reichsjagdgesetzes) der Erhaltung bestimmter Lebensraumtypen 
und Arten dienen und deshalb (entsprechend dem Leitfaden Gebietsmanagement, S. 
33) in den Anwendungsbereich von Art. 6 Abs. 1 der Habitatrichtlinie einbezogen 
werden können. 
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Der gewichtigste Grund dafür, dass die Jagd häufig 
nicht oder nur unzureichend zur naturnahen, 
nachhaltigen Waldbewirtschaftung beiträgt und sogar 
die (in Natura-2000-Gebieten unionsrechtlich 
geforderten) Bemühungen anderer Akteure um eine 
solche Waldbewirtschaftung konterkariert, sodass 
Zustandsverbesserungen nicht vorankommen, ist 
das noch immer stark verbreitete, dem Grundsatz 
„Wald vor Wild“ diametral entgegenstehende überkommene Jagdinteresse (vgl. 
hierzu oben Nr. 1.1.1.2, Spiegelstrich 4). Die mit dem überkommenen Jagdinteresse 
verbundene Überhege führt zum Verschwinden der Krautschicht, zum weitgehenden 
Ausfall der besonders verbissgefährdeten Baumarten, zur Entmischung des Waldes, 
zum Bio-diversitätsverlust, zur Überalterung des Waldes und schlimmstenfalls zu 
seinem Untergang (auch durch Erosion), der jedenfalls längerfristig den Verlust der 
Bodendecke nach sich zieht. Dies bedeutet eine Beeinträchtigung der biologischen 
Vielfalt, der Wasser und Klima regulierenden Wirkung, der Kohlenstoffspeicherung, 
der Reinigung von Luft und Süßwasser sowie des Schutzes vor Naturkatastrophen 
und - im Falle des Totalverlust - den vollständigen Wegfall dieser positiven Effekte 
des Lebensraumes Wald im fraglichen Bereich. Fütterungen, Wildäcker und andere 
Hegeverfahren können im Einzelfall sinnvoll sein, werden aber ganz überwiegend zu 
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Überhege genutzt und entfremden dann auch für sich allein genommen den von 
ihnen betroffenen Lebensraum der Natur. 
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Die Gefahr einer erheblichen Beeinträchtigung der Erhaltung und Entwicklung der 
Raufußhühner besteht jedoch nicht; ihre Anforderungen finden im Rahmen der 
Schalenwildbejagung in vollem Umfang Berücksichtigung. …  
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Indem die Bejagung anhand des Grundsatzes „Wald vor Wild“ zu einem Wiederauf -
kommen von Kiefer und Tanne führt, die den Raufußhühnern Winternahrung bieten, 
verbessert sie deren Lebensbedingungen (Hildebrandt, S. 89; Lauterbach/Löffler, S. 
40). Der Antragsteller zitiert den Standard-Datenbogen des Vogelschutzberichts 
2013 mit der Feststellung, das forstliche Flächenmanagement sei eine der 
Hauptbeeinträchtigungen des Auerhuhns. Er übergeht jedoch, dass damit gerade 
reine Bestände aus Fichten (dem „Brotbaum“ des Antragstellers) gemeint sind, 
während die vom Antragsgegner und von der Beigeladenen mithilfe der natürlichen 
Waldverjüngung angestrebten naturnahen, reich strukturierten Bergwälder vom 
Auerhuhn bevorzugt werden (Schweizerisches Bundesamt für Umwelt, Wald und 
Landschaft, Auerhuhn und Waldbewirtschaftung, S. 5/6, 
https://www.waldwissen.net/wald/wild/management/wsl_aktionsplan_auerhuhn/wsl_a 
ktionsplan_auerhuhn_waldbewirtschaftung.pdf). 
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Die durch die Renaturierung ausgelöste moderate und äußerst langfristige 
Veränderung von Waldbereichen hat somit keine negative Auswirkung auf den 
Erhaltungszustand des Auerhuhns. Selbst im gegenteiligen Fall - für den keine 
Anhaltspunkte bestehen - könnte der Lebensraum durch 
Bewirtschaftungsmaßnahmen günstiger gestaltet werden. … 
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2.4.1.1.1.2.4 Der Antragsteller führt aus, der für einen gesunden Wildbestand 
erforderliche Altersaufbau des Gamswilds sei nicht mehr vorhanden, weshalb es zu 
einer Veränderung des Reproduktionsverhaltens 
gekommen sei; teilweise sei es zu einer 
vollständigen Ausrottung des Gamswildes 
gekommen. Belege oder zumindest eine 
Plausibilisierung dieser Behauptungen liefert der 
Antragsteller nicht. Nach den vom 
Landesjagdverband Bayern e.V. veröffentlichen 
Zahlen liegen die jährlichen Gamswildstrecken in Bayern seit 20 Jahren im Bereich 
von 4000 Stück (mit einer Schwankungsbreite von mehreren 100 Stück nach unten 
und nach oben), wobei sie seit dem Jagdjahr 2011/2012 kontinuierlich über 4000 
Stück liegen. Diese Entwicklung der Gamswildstrecken spricht dafür, dass sich das 
Gamswild in einem günstigen Erhaltungszustand im Sinne des Art. 1 lit. i der 
Habitatrichtlinie befindet und widerlegt die Behauptung einer ausrottenden oder auch 
nur bestandssenkenden Bejagung, denn eine solche würde spätestens nach einigen 
Jahren zu einer Verminderung der Strecken führen. Was den Altersaufbau betrifft, 
verpflichtet Nr. II.8 der Hegerichtlinie vom 9. Dezember 1988 (a.a.O.) dazu, die 
Regulierung der Wildbestände den natürlichen Auslesevorgängen anzupassen. Zur 
Erfüllung dieser Verpflichtung werden die Schalenwildarten im genannten Abschnitt 
und in den folgenden Abschnitten (einschließlich Nr. I.9.2) in Altersklassen einteilt 
und wird jeder Altersklasse ein Abschussdeputat zugeteilt. Angesichts der fehlenden 
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Substantiierung der antrag-stellerseitigen Behauptungen fehlen hinreichende 
Anhaltspunkte für die Annahme, die Beigeladene halte die genannten Bestimmungen 
der Hegerichtlinie nicht ein und missachte den Altersaufbau des Gamswilds. Bei 
dieser Sachlage kommt es nicht mehr darauf an, dass das Gamswild nicht zu den 
prioritären Arten im Sinne des Art. 1 lit. h der Habitatrichtlinie zählt, sondern zu den 
Arten nach Anhang V der Habitatrichtlinie, deren Entnahme aus der Natur und 
Nutzung Gegenstand von Verwaltungsmaßnahmen verschiedenster Art sein können. 
Solche Verwaltungsmaßnahmen setzen gemäß Art. 14. Habitatrichtlinie aber voraus, 
dass sie vom Mitgliedstaat zur Aufrechterhaltung eines günstigen 
Erhaltungszustandes für erforderlich gehalten werden. 
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2.4.1.1.2.1 Die Verordnung ist - zusammen mit 
der Schutzwaldsanierung, der sie dient - für die 
Verwaltung des Vogelschutzgebiets notwendig 
und stellt eine Erhaltungsbewirtschaftung im 
Sinne des Art. 6 Abs. 1 der Habitatrichtlinie dar. 
Der Verlust von Schutzwald im 
Vogelschutzgebiet (insbesondere durch Erosion) würde nicht nur die Berglandschaft 
nachteilig verändern und in vielen Fällen zur Gefährdung von Menschenleben, 
Sachwerten sowie von Infrastrukturobjekten führen. Er würde insbesondere das 
Natura-2000-Gebiet selbst erheblich schädigen. 
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Weiterhin handelt es sich bei der Schutzwaldsanierung einschließlich der zu ihrer 
Durchführung erlassenen Verordnung um eine Erhaltungsbewirtschaftung des 
Natura-2000-Gebiets, weil der Verlust von Waldanteilen des Natura-2000-Gebiets 
verhindert wird. Der Verlust von Schutzwald (insbesondere durch Erosion) würde 
nicht nur die Berglandschaft nachteilig verändern und in vielen Fällen zur 
Gefährdung von Menschenleben, Sachwerten 
sowie von Infrastrukturobjekten führen. Er würde 
insbesondere das Natura-2000-Gebiet selbst 
erheblich schädigen. 
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Gemäß Nr. 5.3 der Bekanntmachung zu Natura 
2000 ist die Ausweisung von Schutzwald eine Schutz- und Sicherungsmaßnahme für 
Natura-2000-Gebiete, entspricht also den Natura-2000-Zielen. Die 
Schutzwalderhaltung und -sanierung entspricht somit ebenfalls den Natura-2000-
Zielen. 
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Die Beigeladene hat - ohne dass durchgreifende Einwände des Antragstellers 
hiergegen vorliegen - vorgetragen, eine Regulierung örtlich überhöhter 
Schalenwildbestände und deren zeitliche und 
räumliche Steuerung seien eine wichtige, oft 
sogar die entscheidende Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Verjüngung der Flächen und deren 
weitere, ungestörte Entwicklung. Insbesondere 
steile, sonnenseitig exponierte und demzufolge 
selbst im Winter oft schneefreie Schutzwaldlagen 
würden nach wie vor eine besonders hohe 
Verbissbelastung aufweisen, weil sie beliebte Einstandsgebiete, v.a. für das 



Tierschutz als 

Staatszielbestimmung:  

„Dies bedeutet, dass es sich 

beim Tierschutz um einen 

Belang von Verfassungsrang 

handelt, sich aus Art. 20a GG 

aber kein Vorrang im Sinne 

einer bestimmten 

Vorzugswürdigkeit ableiten 

lässt.“ 

Gamswild, darstellten. Auf diesen Flächen stehe das Wild, teils in hohen 
Konzentrationen, bis ins beginnende Frühjahr. Durch die Angleichung der Jagdzeiten 
für die Schalenwildarten und die Möglichkeit der ganzjährigen letalen Vergrämung 
habe sich die Verbisssituation in zahlreichen Sanierungsgebieten deutlich 
verbessert. Die Vergrämungsabschüsse dienten der Sicherung der 
Sanierungsmaßnahmen, die von der Forstverwaltung geplant würden und prioritäre 
gesellschaftliche und landeskulturelle Bedeutung hätten. Den Staatsforsten obliege 
die Sicherung von Investitionen durch adäquate Bejagung. Wären auf der 
überwiegenden Fläche keine oder zumindest nicht mehr ausreichend 
Vergrämungsabschüsse möglich, wäre der Erfolg der Sanierungsmaßnahme in 
Frage gestellt. 

157 
2.4.3 Mit Gesetz vom 26. Juli 2002 (BGBl I 
S. 2862) ist in Art. 20a GG neben dem 
Schutzgut der natürlichen Lebensgrundlagen 
auch der Tierschutz als 
Staatszielbestimmung verankert worden. 
Auch wenn der in Art. 20a GG 
festgeschriebene Tierschutz dem einzelnen 
Bürger keinen subjektiv-rechtlichen, d.h. 
grundrechtlichen Anspruch auf Tierschutz 
als solchen gibt, ist diese 
Staatszielbestimmung dennoch vom 
Antragsgegner grundsätzlich zu beachten. 
Diese verfassungsrechtliche Pflicht besteht 
jedoch nur nach Maßgabe von Gesetz und 
Recht, wie Art. 20a GG ausdrücklich hervorhebt. Dies bedeutet, dass es sich beim 
Tierschutz um einen Belang von Verfassungsrang handelt, sich aus Art. 20a GG aber 
kein Vorrang im Sinne einer bestimmten Vorzugswürdigkeit ableiten lässt (vgl. 
BVerwG, B.v. 15.10.2002 - 4 BN 51/02 - juris Rn. 3). Damit ist zwar mit der 
Aufnahme des Tierschutzes in das Grundgesetz der Schutz der Tiere gestärkt 
worden, als Belang ist er aber nicht anders als der in Art. 20a GG schon früher zum 
Staatsziel erhobene Umweltschutz im Rahmen von Abwägungsentscheidungen zu 
berücksichtigen und kann geeignet sein, ein Zurücksetzen anderer Belange von 
verfassungsrechtlichem Gewicht - wie etwa die Einschränkung von Grundrechten - 
zu rechtfertigen; er setzt sich aber gegen konkurrierende Belange von 
verfassungsrechtlichem Gewicht nicht notwendigerweise durch (vgl. BVerfG, B.v. 
12.10.2010 - 2 BvF 1/07 - juris Rn. 121). Den normsetzenden Organen, die das 
Staatsziel Tierschutz zu beachten haben, kommt dabei ein weiter 
Gestaltungsspielraum zu (BVerfG a.a.O. Rn. 122). Die vom Antragsteller behauptete 
Fehlgewichtung der Schutzgüter durch die Jagdstrategie der Beigeladenen ist nicht 
ansatzweise erkennbar. Der Antragsteller verkennt, dass der Bergwald zu den 
natürlichen Lebensgrundlagen zu rechnen ist, nachdem er vielfältige 
Schutzwirkungen besitzt. Er bewahrt den eigenen Standort vor Bodenabtrag und 
schützt gleichzeitig Siedlungen und Straßen vor Lawinen, Hochwasser Steinschlag 
und Muren. Darüber hinaus ist er für den Wasserhaushalt bis weit ins Alpenvorland 
von entscheidender Bedeutung. Klima-, Natur- und Gewässerschutz sind 
Konkretisierungen des von Art. 20a GG angemahnten Schutzes der natürlichen 
Lebensgrundlagen (vgl. VGH BW, U.v. 20.6.2017 - 10 S 739/16 - juris Rn. 64 
m.w.N.). Eine andere Bewertung ergibt sich aus den genannten Gründen auch nicht 
im Lichte von Art. 141 Abs. 1 BV (zum Verhältnis der beiden 
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Verfassungsbestimmungen vgl. Möstl in Lindner/Möstl/Wolff, Verfassung des 
Freistaats Bayern, 1. Aufl. 2009, Art. 141 Rn. 5, sowie Müller in Meder/Brechmann, 
Verfassung des Freistaats Bayern, 5. Aufl. 2014, Art. 141 Rn. 6). 

 

6. Verstöße gegen wasserrechtliche oder tierschutzrechtliche Bestimmungen 

sind ebenfalls nicht zu erkennen. (Rn. 156 – 158) 
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Eine Unvereinbarkeit der Verordnung mit tierschutzrechtlichen Vorschriften hat der 
Antragsteller nicht dargelegt (zur Tötung von Wirbeltieren im Rahmen der 
Jagdausübung vgl. § 4 Abs. 1 Satz 2 des TierSchG sowie hierzu Hirt/Maisack/Moritz, 
Tierschutzgesetz, 3. Auflage 2016, § 4 Rn. 6). Die Verordnung eröffnet in engen 
Grenzen die Jagdmöglichkeit auf etwa trächtiges weibliches Gamswild und auf etwa 
trächtige Rehgeißen. Auch diese Abschüsse beruhen auf den sachlichen Gründen, 
die die Verordnung tragen. Für die damit verbundene Tötung der ungeborenen 
Jungen gilt nichts anderes. Eine Zufügung von Schmerzen - abgesehen vom 
Abschuss selbst - findet auch bei trächtigen Tieren nicht statt. Eine 
Tierschutzbestimmung, die die Jagd auf trächtiges Wild verbietet, gibt es nicht. Zwar 
ist es nach § 4 des Gesetzes zur Durchführung unionsrechtlicher Vorschriften über 
Verbote und Beschränkungen hinsichtlich des Handels mit bestimmten tierischen 
Erzeugnissen sowie zu Hal-tungs- und Abgabeverboten in bestimmten Fällen (BGBl. 
2008 I, S. 2394, zuletzt geändert am 30.6.2017, BGBl. I S. 2147 - TierErzHaVerbG) 
im allgemeinen verboten, ein Säugetier, das sich 
im letzten Drittel der Trächtigkeit befindet, zum 
Zweck der Schlachtung abzugeben. Diese 
Vorschrift gilt aber lediglich für gehaltene Tiere, 
die geschlachtet werden. Darüber hinaus gilt die 
Vorschrift, die mehrere Ausnahmeregelungen 
enthält, ausdrücklich nicht für Schafe und 
Ziegen. Für herrnloses Wild gilt die Bestimmung 
überhaupt nicht. Eine Übertragbarkeit scheitert 
bereits daran, dass bei Wild in Freiheit die 
Trächtigkeit nur schwer festgestellt werden 
kann, dass die Deckung (der Beschlag) nicht im 
Verantwortungsbereich eines Halters stattfindet 
(also nicht gesteuert werden kann) und dass es 
sich bei dem Abschuss auch nicht um einen 
Vorgang im Rahmen der kommerziellen 
Nahrungsmittelproduktion handelt. Darüber 
hinaus ergeben sich aus den allgemeinen Interessen völlig unterschiedliche 
Erfordernisse für gehaltene Tiere und für herrenloses Wild. Insgesamt ist eine Fehl-
gewichtung der Tierschutzbelange gegenüber den Belangen der 
Schutzwaldsanierung nicht zu erkennen. Soweit der Antragsteller den 
Tierschutzgedanken hervorgehoben haben sollte, weil er den günstigen 
Erhaltungszustand einer Schalenwildart für gefährdet hält (zufolge Hildebrandt, S. 
88, ist derartiges während des Gamswild-Symposiums im April 2014 in Garmisch-
Partenkirchen geäußert worden), ist dies angesichts der Wildbestände nicht 
nachvollziehbar. Unökologische Bestandshöhen können mit dem 
Tierschutzgedanken nicht gerechtfertigt werden. 

 



„Die verordnete Schonzeitverkürzung für 

das Schalenwild ist als Element der 

Schutzwaldsanierung für den Schutz des 
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Vergrämung“ 

Schutz „vor übermäßigem 

Schalenwildverbiss“ ist geboten.  

Die Schonzeitverkürzung ist 

auch präventiv geboten.  
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2.5 Die verordnete Schonzeitverkürzung 
für das Schalenwild ist als Element der 
Schutzwaldsanierung für den Schutz des 
Bergwaldes geeignet (2.5.1) und 
erforderlich (2.5.2) und sie erweist sich 
gegenüber dem Antragsteller weder in 
seiner Eigenschaft als Inhaber eines in der 
Nähe liegenden Eigenjagdreviers noch in seiner Eigenschaft als Miteigentümer von 
in der Nähe liegenden Waldflächen als unverhältnismäßig (2.5.3).  
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2.5.1 Die von der Beigeladenen im Zuge der 
Beantragung des Verordnungserlasses 
beschriebene Strategie der letalen 
Vergrämung verfolgt das Ziel, das Schalenwild 
durch konzentrierte und punktuelle Bejagung von der Sanierungsfläche im 
Sanierungsgebiet Eschenlaine fernzuhalten. Auf diese Weise soll der Verbiss sowohl 
der natürlichen als auch der von der Forstverwaltung eingebrachten künstlichen 
Bergwaldverjüngung durch Schalenwild verhindert und dadurch ein gesunder und 
funktionsfähiger Schutzwald gewährleistet werden. Für den Senat besteht kein 
Anlass, die Geeignetheit der von der Beigeladenen verfolgten Jagdstrategie der 
Vergrämung grundsätzlich in Zweifel zu ziehen; die Aufenthaltsmeidung entspricht 
dem natürlichen Fluchtverhalten von Wildtieren im Fall von Störungen einschließlich 
Abschüssen von Artgenossen. Aus den Verfahrensunterlagen der Regierung geht 
zwar hervor, dass es mit der generellen flächenhaften Reduzierung des 
Wildbestandes, der Einrichtung von Wintergattern, dem Flächenschutz durch 
Einzäunung, dem Einzelschutz durch Verstänkerungsmittel oder Verbissschutzmittel 
und der Vergrämung auf sonstige Weise (Ultraschall-Wildvergrämungsgeräte) auch 
noch andere Methoden gibt, den natürlichen und den künstlichen Waldaufwuchs vor 
Schalenwildverbiss zu schützen. Unter Berücksichtigung von Tauglichkeit und 
Wirtschaftlichkeit der Methoden und der besonderen ökologischen Wertigkeit des 
Bergwalds ist jedoch keine dieser alternativen Schutzmethoden eindeutig 
vorzugswürdig. 
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2.5.2 Die Verordnung zur Schonzeitverkürzung 
ist erforderlich, wenn sie vernünftigerweise 
geboten ist, um einer bereits vorhandenen 
Beeinträchtigung der Schutzfunktion des 
Bergwaldes gegenzusteuern oder einer sich abzeichnenden künftigen Gefährdung 
der Schutzfunktion vorzubeugen. 
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Nach dem Ergebnis des Verfahrens erfüllt das Sanierungsgebiet Eschenlaine 
Schutzwaldfunktionen im Sinn von Art. 10 BayWaldG. Um den Schutzfunktionen 
auch zukünftig gerecht werden zu können, bedarf der Bergwald kontinuierlicher 
Verjüngung. Sowohl die zur Erhaltung und langfristigen Gewährleistung der 
Schutzwaldfunktionen notwendige natürliche 
Bergwaldverjüngung als auch die von, den 
Staatsforsten als Ergänzung zur 



Die verordnete Schonzeitverkürzung ist 

„nicht auf die eigentliche 

Sanierungsfläche zu beschränken“. 

„Es genügt, wenn die Möglichkeit eines 

entsprechenden Schadenseintritts nach den 

gegebenen Umständen und im Rahmen 

einer sachlich vertretbaren, auf konkreten 

Feststellungen beruhenden Prognose nicht 

von der Hand zu weisen ist.“ 

Naturverjüngung vorgenommene Pflanzungen bedürfen für einen erfolgreichen 
Aufwuchs eines zeitlich begrenzten Schutzes vor übermäßigem Schalenwildverbiss. 
Gemäß Art. 18 Abs. 1 Satz 3 und 4 BayWaldG haben die mit der Bewirtschaftung 
und Verwaltung von Staatswäldern betrauten Stellen (insbesondere) 
standortgemäße, naturnahe, gesunde, leistungsfähige und stabile Wälder zu erhalten 
oder zu schaffen; zu diesem Zweck soll die natürliche Verjüngung der 
standortgemäßen Baumarten durch eine auf einen artenreichen und gesunden 
Wildbestand ausgerichtete Bejagung im Wesentlichen ohne Schutzmaßnahmen 
ermöglicht werden. Zu berücksichtigen ist hierbei, dass - wie erwähnt - im Gebirge 
die negativen Auswirkungen des Verbisses noch stärker sind als im Flachland, weil 
der Wald im Gebirge härteren Bedingungen ausgesetzt ist. An der Schutzwürdigkeit 
der Sanierungsfläche Scharfgraben im Sanierungsgebiet Eschenlaine hat der Senat 
keine Zweifel. 
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Jungpflanzen gehören - vor allem in 
Zeiten geringen anderweitigen 
Nahrungsangebots - zur 
Nahrungsgrundlage von 
Schalenwild. Daher ist ohne 
weiteres von einer abstrakten 
Verbissgefährdung auszugehen. 
Diese abstrakte, letztlich vom 
Wildbestand abhängige Gefährdung 
wird in besonderem Maße verstärkt, wenn es sich - wie vorliegend - um eine Fläche 
handelt, die vom Wild wegen ihrer natürlichen Gegebenheiten als sonnenseitiger 
Wintereinstand bzw. vom Gamswild als Ganzjahresein-stand genutzt wird. Es bedarf 
insofern keines konkreten Nachweises eines unmittelbar drohenden 
Schadenseintritts; es genügt, wenn die Möglichkeit eines entsprechenden 
Schadenseintritts nach den gegebenen Umständen und im Rahmen einer sachlich 
vertretbaren, auf konkreten Feststellungen beruhenden Prognose nicht von der Hand 
zu weisen ist (BVerwG, U.v. 12.9.1980 - IV C 89.77 - BayVBl 1980, 759 f.). Dies ist 
hier der Fall. 
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Mit der Jagdstrategie der letalen Vergrämung soll auf das durch Instinkte gesteuerte 
Flucht- und Meidungsverhalten der 
Wildtiere gezielt Einfluss genommen 
werden. Es ist naheliegend, dass der 
Vorgang der letalen Vergrämung des 
Schalenwilds (die Schussposition des 
Jägers und der Standort des angesprochenen Wildtieres müssen im 
Anwendungsbereich der Verordnung liegen) örtlich nicht auf die Sanierungsfläche 
(das Waldstück) selbst beschränkt werden kann, sondern einen angemessenen 
Wirkungsbereich um die eigentliche Sanierungsfläche erfordert; die Aufhebung der 
Schonzeiten hat sich deshalb nicht auf die eigentliche Sanierungsfläche zu 
beschränken. In das bestimmte Gebiet gemäß § 22 Abs. 1 Satz 3 BJagdG, Art. 33 
Abs. 3 BayJagdG dürfen die Flächen einbezogen werden, die aus jagdlicher Sicht für 
die Zielerreichung erforderlich erscheinen, das Schalenwild möglichst wirksam von 
der Sanierungsfläche fernzuhalten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass für die Lage 
der Grenzen eines solchen Gebietes selbst bei größter Sorgfalt und genauer 
Kenntnis der örtlichen Verhältnisse nur selten zwingende Gründe aufgeführt werden 



„Die Jagdausübung ist nicht nur mit 

Rechten, sondern auch mit hoher 

Verantwortung verbunden, aus der sich 

Pflichten ergeben.“ 

können. Gleichzeitig muss die Grenzziehung in der Natur so erfolgen, dass sie eine 
rechtssichere Handhabung durch den Jagdausübungsberechtigten gewährleistet. Es 
ist deshalb nicht zu beanstanden, wenn sich die zuständige Jagdbehörde auf 
plausible, in sich schlüssige und vor Ort praktikable jagdfachliche Einschätzungen 
stützt. Die vom Antragsteller ausschließlich in den Blick genommene Flächenrelation 
zwischen Sanierungsfläche (11,2 ha) und Verordnungsfläche (47,82 ha; der 
Antragsteller geht bei seiner Betrachtung irrtümlich von der Gesamtfläche des 
Sanierungsgebietes von 256 ha aus) bietet keine taugliche Beurteilungsgrundlage, 
um die Angemessenheit der Gebietsabgrenzung erfolgreich in Frage zu stellen. 
Plausible Anhaltspunkte für eine nicht mehr vertretbare Abgrenzung der 
Verordnungsgebiete hat der Antragsteller weder vorgetragen noch sind solche 
angesichts der tatsächlichen Flächenrelation von 1:4 ersichtlich. 
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2.5.3.1 In der Eigenschaft als Jagdausübungsberechtigter hat der Antragsteller 
gegenüber der Verordnung einen erhöhten Schalenwildbestand in seinem 
Eigenjagdrevier und in der Folge einen aus erhöhten Abschussvorgaben 
resultierenden erhöhten 
Jagdausübungsaufwand sowie 
erhöhte Wildschadensfälle geltend 
gemacht. Den zusätzlichen 
Jagdausübungsaufwand hat der 
Antragsteller allerdings weder in 
nachvollziehbarer Art und Weise dargelegt noch nachgewiesen. Die Entwicklung der 
Abschusszahlen für Rehwild, Rotwild und Gamswild in den Jahren 2008 bis 2016 im 
Eigenjagdrevier Wengwies bietet keine Anknüpfungspunkte für einen relevanten 
Anstieg des Jagdausübungsaufwands. Im Übrigen würde ein 
Jagdausübungsaufwand, der durch rechtmäßige Maßnahmen verursacht ist, auch 
keinen wesentlichen Abwägungsbelang darstellen. Die Jagdausübung ist nicht nur 
mit Rechten, sondern auch mit hoher Verantwortung verbunden, aus der sich 
Pflichten ergeben. Auch einen signifikanten Zuwachs an Wildschadensfällen hat der 
Antragsteller nicht nachvollziehbar aufgezeigt. Eine weitere Aufklärung der nicht 
substantiierten Angaben des Antragstellers erachtet der Senat nicht für geboten, weil 
der erforderliche Kausalzusammenhang zwischen den wenigen Abschüssen in den 
Verordnungsgebieten in der erweiterten Jagdzeit und etwaigen Veränderungen im 
Wildbestand des Eigenjagdreviers des Antragstellers nicht herstellbar erscheint. Die 
wenigen Abschüsse pro Jagdjahr im Verordnungsteilgebiet Eschenlaine bieten keine 
adäquate Grundlage für die Herstellung einer Kausalitätsbeziehung oder einer 
wertenden Zurechnung zu menschlichem Verhalten (vgl. Baldus in MüKo BGB, 6. 
Aufl. 2013, § 1004 Rn. 61, Herrler in Palandt, BGB, 76. Aufl. 2017, § 1004 Rn. 18). 
Es ist nicht nachvollziehbar, dass einige wenige Abschüsse die Wilddichte im 
Eigenjagdrevier des Antragstellers in relevantem Umfang beeinflussen oder den 
Umfang von Wildschäden im Zustän-digkeits- und Verantwortungsbereich des 
Antragstellers in nennenswerten Umfang verstärken. Eine Haftung des Antragstellers 
für Wildschäden kommt ohnehin nur für Grundstücke in Betracht, die seinem 
Eigenjagdrevier angegliedert sind (vgl. § 29 Abs. 2 BJagdG) und zu einer 
anwachsenden Zahl von Schadensfällen hat der Antragsteller nichts Konkretes 
vorgetragen. Darüber hinaus könnte er sich auf das Vorliegen übermäßiger 
Wildschadensfälle auch nicht berufen, denn er hat als Jagdausübungsberechtigter im 
Rahmen der Abschussplanung die Möglichkeit, den Wildbestand nach Maßgabe des 
§ 21 Abs. 1 BJagdG zu regulieren. Gemäß dieser Vorschrift ist der Abschuss des 
Wildes so zu regeln, dass die berechtigten Ansprüche der Land-, Forst- und 



Fischereiwirtschaft auf Schutz gegen Wildschäden voll gewahrt bleiben sowie die 
Belange von Naturschutz und Landschaftspflege berücksichtigt werden. Die 
Vorschrift dient auch dem Schutz des Grundeigentums und ist daher verpflichtend. 
Der Antragsteller macht von den Möglichkeiten der Reduzierung des Wildbestandes 
in seinem Eigenjagdrevier jedoch keinen Gebrauch, sondern er tritt jeglicher 
behördlicher Abschussplanung für sein Eigenjagdrevier Wengwies - auch in 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren - mit dem Ziel der Herabsetzung der 
Abschusszahlen konsequent entgegen. 


